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E-Commerce, Digitalisierung, Elektromobilität, Industrie 4.0: Die strate-
gischen Herausforderungen, denen sich Familienunternehmen heute 
stellen müssen, sind vielfältig. Die Unternehmensnachfolge wirkt dem-
gegenüber fast wie ein Klassiker, dem sich jede Generation stellen muss. 

Es ist offen, ob die neue Generation 
dieselben Antworten zur Unterneh-
mensnachfolge geben kann und will 
wie die Generation vor ihr. Denn seit 
dem letzten Generationenwechsel 
werden sich das Unternehmen und 
vielfach auch die Lebensentwürfe der 
neuen Generation stark gewandelt 
haben. Die Unternehmensnachfolge 
ist also ein Klassiker, der es in sich 
hat. Familienunternehmen sind daher 
gut beraten, wenn sie sich ihr mit der-
selben Gründlichkeit widmen wie 
der strategischen Positionierung im 
Markt. Im Folgenden sollen sieben 
Leitlinien für die Nachfolgeplanung 
an die Hand gegeben werden, die 
helfen sollen, den Überblick zu be-
wahren, bevor es an die Ausarbei-
tung von Einzelfragen geht.

I. Individualisierte  
Nachfolgeplanung

Standardrezepte („Best Practice“) für 
die Unternehmensnachfolge gibt es 
nicht. Dazu sind die Unternehmen 
und die hinter ihnen stehenden Fami-
lien zu unterschiedlich. Es gibt natür-
lich typische Herausforderungen und 
Konfliktsituationen, die sich so oder 
so ähnlich bei vielen Familienunter-
nehmen finden. Und ebenso gibt es 
natürlich Instrumente und Lösungs-
ansätze, die sich vielfach bewährt ha-
ben. Entscheidend ist aber, was die 
einzelne Familie für sich und ihr 
Unter nehmen für richtig und zweck-
mäßig erachtet: vor dem Hintergrund 

INHALT 
I. Individualisierte  

Nachfolgeplanung

II. Ganzheitliche  

Nachfolgeplanung

1. Vermögensnachfolge und  

Führungsnachfolge

2. Stiftungen als besonderes 

Gestaltungsinstrument der 

Vermögensnachfolge

3. Sicherung des Lebens standards 

des Seniors

4. Überprüfung der  

Unternehmensstruktur

5. Einbeziehung des Privat-

vermögens in die Planung

III. Frühzeitige Nachfolgeplanung

IV. Offen kommunizierte  

Nachfolgeplanung 

V. Schutz vor Fehlein schätzungen bei 

der Na chfolgeplanung 

VI. Ausgleich von Effizienz und Ge rech-

tigkeit bei der Nachfolgeplanung

VII. Steueroptimierte, nicht steuer-

getriebene Nachfolgeplanung

Leitlinien für die Nachfolgeplanung 
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ihrer Erfahrungen, ihrer konkreten 
Situa tion, vor allem aber ihrer Werte 
und Ziele. 

II. Ganzheitliche  
Nachfolgeplanung

1. Vermögensnachfolge und 
Führungsnachfolge

Bei der Nachfolgeplanung geht es im 
Schwerpunkt um die beiden Fragen, 
wer die Gesellschaftsanteile erhal-
ten (Vermögensnachfolge) und wer 
die Geschäftsführung übernehmen 
soll (Führungsnachfolge). Es gibt hier 
eine bunte Vielfalt denkbarer Hand-
lungsoptionen. Bevor man sich fest-
legt, ist es hilfreich, sich die verschie-
denen Möglichkeiten mit ihren jewei-
ligen Vor- und Nachteilen und Folge-
fragen vor Augen zu führen. Das 
Schaubild von Brun-Hagen Henner-
kes und Rainer Kirchdörfer auf der 
nächsten Seite bietet hierfür einen 
guten systematischen Überblick.

2. Stiftungen als besonderes 
Gestaltungsinstrument der 
Vermögensnachfolge

Die unten dargestellten „Entschei-
dungsalternativen“, wie und an wen 
Gesellschaftsanteile  verschenkt oder 
vererbt werden können, gehen davon 
aus, dass natür liche Personen be-
günstigt werden. Im Einzelfall kann es 
sich jedoch auch lohnen darüber 
nachzudenken, ob die Gesellschafts-
anteile stattdessen auf eine Stif-

tung übertragen wer den sollen. Die 
Betonung liegt auf „im Einzelfall“: 
Stiftungen sind kein Allheilmittel, das 
den Fortbestand des Unternehmens 
über Generationen garantiert. Sie sind 
Gestaltungsinstrumente, die nach 
 unserem Eindruck mittlerweile eher 
zu häufig als zu selten in Betracht ge-
zogen werden. 

Eine Stiftung ist wie eine GmbH oder 
eine AG eine juristische Person – 
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aller dings mit dem entscheidenden 
Unterschied, dass sie keine Gesell-
schafter und damit keine Eigentümer 
hat. Eine Stiftung hat lediglich Be-
günstigte (Destinatäre), denen die 
 Erträge der Stiftung zufließen. Je nach 
Ausgestaltung der Stiftungssatzung 
haben die Begünstigten noch nicht 
einmal einen Rechtsanspruch darauf, 
wann und in welcher Höhe ihnen Stif-
tungserträge zufließen. Die Stiftung 
hat lediglich Organe, die für sie han-
deln, um den vom Stifter vorgegebe-
nen Stiftungszweck zu verwirklichen. 

Bei der Regelung, wie die Stiftungs-
organe besetzt werden und ob es 
 neben dem Stiftungsvorstand auch 
ein Kontrollgremium (Stiftungsbeirat, 
Stiftungskuratorium etc.) gibt, ist der 
Stifter weitgehend frei. Grundsätzlich 
kann der Stifter im Rahmen gelten-
den Rechts jeden beliebigen Stif-
tungszweck festlegen. Verbunden 
mit Vorgaben zur Verwaltung der 
Stiftung und zur Besetzung der Stif-
tungsorgane kann die Stiftung damit 
zu einer Art „perpetuierter Testaments-
vollstreckung“ ausgebaut werden. 

Für die Unternehmensnachfolge 
 kommen in erster Linie Stiftungen in 
Betracht, die dem Wohl einer Familie 
(sog. Familienstiftung) oder steuer-
lich anerkannten gemeinnützigen 
Zwecken (sog. gemeinnützige Stif-
tung) dienen. Kombiniert man beide 
Stiftungsarten – z.B., indem die Fa-
milienstiftung zwar die Minderheit 
der Gesellschaftsanteile am Unter-
nehmen, aber die Mehrheit der 
Stimmrechte erhält und die gemein-
nützige Stiftung dafür die Mehrheit 
der Gesellschaftsanteile, aber die 

Vermögens- und Führungsnachfolge im Überblick (Hennerkes, Kirchdörfer (2015), S. 173)

Entscheidungssphären im Rahmen der Unternehmensnachfolge …

… in die Gesellschafteranteile
(= Vermögensverteilung)

Dynastische 
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• Informationsrechte
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der Geschäftsführung
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Gleich-
mäßige 
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führung
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Entscheidungsalternativen Entscheidungsalternativen

Wer entscheidet über die Geschäfte?

Wer entscheidet über die Auswahl?

Kompetenzverteilung auf Geschäftsführung, Beirat und 
Gesellschafterversammlung im Gesellschaftervertrag

Die Problemstellungen 
sind dieselben …

… in die Geschäftsführung
(= Führungsverteilung)

Familienmitglieder 
in die Geschäftsführung

Grundlagengeschäft

Nichtfamilienmitglieder 
in die Geschäftsführung

Operatives Geschäft
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Minderheit der Stimmrechte erhält – 
spricht man auch von einer „Doppel-
stiftung“. 

Wenn man davon überzeugt ist, dass 
persönliches Eigentum Grundlage der 
Verantwortung für und Identifikation 
mit dem Unternehmen ist, kommen 
Stiftungen nur in Betracht, wenn 
Nachfolger fehlen oder wenn trotz 
vorhandener Nachfolger überzeu-
gende Gründe für eine Ausnahme 
sprechen. Solche Gründe können 
 davon getragen sein, dass die Nach-
folger als Gesellschafter nicht in Be-
tracht kommen. Sie können aber 
auch im Bedürfnis liegen, die Anteile 
dauerhaft in einer Hand zu wissen, 
oder von gemeinnützigen Zielset-
zungen getragen sein. Steuerliche 
Erwä gungen (etwa die Vermeidung 
der Wegzugsbesteuerung oder ggf. 
bessere Voraussetzungen im zu er-
wartenden neuen Erbschaftsteuer-
recht) können solche Gründe unter-
stützen – sie sollten aber nicht aus-
schlaggebend sein. 

Auch bei einer Stiftung sind es immer 
einzelne natürliche Personen, die als 
Stiftungsorgane die Eigentümerver-
antwortung aktiv wahrnehmen müs-
sen. Ein unkontrolliertes, sich selbst 
überlassenes Management kann für 
das Unternehmen existenzgefähr-
dend sein. Fehlen daher (geeignete) 
Nachfolger in der Familie, kann es 
sich auch empfehlen, statt an eine 
Stiftung an einen Verkauf oder Bör-
sengang des Unternehmens zu den-
ken – nicht zur Versilberung des Un-
ternehmens, sondern um es in guten 
Händen zu wissen.

3. Sicherung des Lebens-
standards des Seniors

Werden Anteile bereits zu Lebzeiten 
verschenkt, stellt sich für den Über-
geber die Frage, wie sein Lebens-
standard und der seiner Ehegattin 
 gesichert wird. Erst im Anschluss an 
die Ermittlung, welcher Bedarf zur 

 Sicherung des Lebensstandards be-
steht und inwieweit er bereits durch 
Privatvermögen gedeckt ist, wäre 
zu entscheiden, welches Instrument 
zur Bedarfsdeckung geeignet ist. 
Vielfach wird sich auch eine Kombi-
nation verschiedener Instrumente 
anbie ten. Nennen kann man hier 
 etwa folgende Möglichkeiten: Be-
triebliche Altersversorgung, Zurück-
behalt eines Teilanteils, Entnahmen 
vor der Schenkung, Zurückbehalt von 
Darlehenskonten, Schenkung gegen 
Rentenzahlung, Schenkung unter 
Nießbrauchsvorbehalt.

4. Überprüfung der  
Unternehmensstruktur

Die Nachfolgeplanung sollte auch 
zum Anlass genommen werden, die 
Unternehmensstruktur, die manch-
mal über die Jahre hinweg in „freier 
Kreativität“ gewachsen sein kann, 
und die Geeignetheit der beste-
henden Rechtsform auf den Prüf-
stand zu stellen. Wichtig ist hierbei, 
dass die maßgeblichen gesell -
schaftsrechtlichen, steuerlichen und 
be triebs wirtschaftlichen Gesichts-
punkte einschließlich der Themen 
 Arbeitnehmer-Mitbestimmung und 
Publizität der Rechnungslegung 
 gleichermaßen in die Abwägung ein-
fließen. Änderungsbedarf wird es 
vielfach schon im Zusammenhang 
mit der geplanten Übertragung von 
Anteilen geben, um z.B. die Hand-
lungsfähigkeit der Geschäfts führung 
sicherzustellen. 

Stark an Bedeutung gewonnen hat 
der Umstand, dass viele Familien 
 heute ebenso international sind wie 
ihr Unternehmen und damit gerech-
net werden muss, dass die neue 
Gene ration vorübergehend oder 
dauer haft im Ausland leben wird. 
Dies kann unter dem Stichwort „Weg-
zugsbesteuerung“ zu erheblichen 
steuerlichen Problemen führen, wenn 
das Unternehmen als Kapitalgesell-
schaft (GmbH, AG, SE, KGaA) orga-

nisiert ist. Zu denken ist aber bei-
spielsweise auch an die im Com-
mon-Law-Rechtskreis (USA, England, 
Australien u.a.) nach wie vor nur 
 beschränkt bestehende Möglichkeit, 
wirksame Eheverträge abzuschließen, 
mit denen das Unternehmen im Falle 
einer Scheidung sicher abgeschirmt 
ist.

5. Einbeziehung des Privatver-
mögens in die Planung

Schließlich stellt sich bei einer ganz-
heitlichen Nachfolgeplanung auch die 
Frage, wie das private Vermögen der 
Familie organisiert werden soll. Man 
kann die Verwaltung dieses Ver-
mögensteils generell als Privatsache 
jedes einzelnen Familienmitglieds 
 ansehen. Alternativ ist aber auch 
denkbar, gemeinsame Strukturen zur 
privaten Vermögensanlage für die Fa-
milie aufzubauen (sog. Family Office) 
Neben dem Zweck, durch die ge-
meinschaftliche Vermögensanlage 
Kosten zu sparen, professioneller an-
zulegen und besser diversifizieren zu 
können, mag hier auch der Gedanke 
wichtig sein, einen „Feuerwehrfonds“ 
verfügbar zu haben. Dieser ist zwar 
der betrieblichen Risikosphäre ent-
zogen, kann dem Unternehmen im 
Ernst fall aber auch wieder gezielt 
 zugeführt werden.

III. Frühzeitige  
Nachfolgeplanung

Die gründliche Erarbeitung eines 
Nachfolgekonzepts braucht Zeit. 
 Erste Vorstellungen können zwar 
rasch entwickelt werden. Man sollte 
sich aber die Zeit nehmen, sie in  Ruhe 
in „Kopf und Bauch“ bei sich und in 
der Familie reifen zu lassen. Vielfach 
wird man auch Zeit brauchen, um 
stufenweise vorgehen zu können (z.B. 
gestaffelte Übertragung von Ge-
schäfts anteilen, schrittweiser Aufbau 
des Juniors in der Geschäftsführung). 
Und schließlich sollte auch noch Zeit 
bleiben, um erste Weichenstellungen, 
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die sich in der gelebten Praxis als 
falsch erwiesen haben, korrigieren zu 
können.

Die Ergebnisse der konzeptionellen 
Überlegungen können bei Bedarf 
schriftlich in einer Familiencharta 
zusam mengefasst werden. Solche 
Familien chartas, die oft auch als 
„Fami lienverfassung“ bezeichnet 
werden, sind inzwischen weit ver-
breitet. Zwingend sind sie aber 
nicht.1  

Die zivilrechtliche Umsetzung (Schen-
kungsverträge, Testamente, Ge-
sellschaftsverträge, Poolverträge, 
Verträge zur Restrukturierung des 
Unternehmens etc.) schließlich lässt 
sich auf Grundlage eines gründlichen 
Nachfolgekonzepts dann in der Regel 
zwar zügig bewerkstelligen.2 Vielfach 
bedarf es aber erst noch der Abstim-
mung mit dem Finanzamt in Form 
 einer verbindlichen Auskunft (z.B. 
Restruk turierungen, Optimierung des 
Verwaltungsvermögens, Übertragung 
unter Vorbehalt des Nießbrauchs). 
Das kann, abhängig vom jeweiligen 
Bundesland bzw. Finanzamt und der 
Schwierigkeit der aufgeworfenen 
 Fragen, viele Monate beanspruchen. 
In Sonderkonstellationen kann auch 
noch die Abstimmung mit weiteren 
Behörden erforderlich werden. Zu 
denken ist beispielsweise an die Stif-
tungsaufsicht bei der Gründung von 
Stiftungen oder die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht 
 (BaFin) und die Europäische Zentral-
bank, wenn sich in der Unternehmens-
gruppe ein Kredit- oder Finanzdienst-
leistungsinstitut befinden sollte.

Es liegt daher nahe, möglichst früh-
zeitig mit der Nachfolgeplanung zu 
beginnen, ohne dass Handlungsdruck 
besteht. Das Thema auf die lange 

1 Umfassend zum Stellenwert der Familiencharta 
Kirchdörfer/Breyer (2014), S. 13 ff.; Baus, (2007), 
S. 135 bis 150.

2 Für einen Überblick zu den verschiedenen rechtli-
chen Dokumenten und ihrer wechselseitigen Ver-
zahnung Kirchdörfer/Breyer (2014), S. 20 bis 25; 
Breyer (2015), S. 152. 

Bank zu schieben, kann gefährlich sein. 
Angesichts der zeit- und energie-
raubenden täglichen Herausforde-
rungen im Unternehmen ist die Ver-
tagung des Nachfolgethemas natür-
lich nachvollziehbar. Man sollte sich 
aber doch hin und wieder klarma-
chen, dass Krankheiten und Unfälle 
nicht planbar sind.

IV. Offen kommunizierte 
Nachfolgeplanung 

In aller Regel empfiehlt es sich, die 
Fami lie frühzeitig in die Nachfolge-
planungen einzubeziehen. Erfolg-
reiche Nachfolgelösungen erfordern 
Konsens in der Familie, und Konsens 
ist nun einmal eher dadurch erziel-
bar, dass man die Betroffenen einbe-
zieht, als sie mit fertigen Tatsachen 
zu konfrontieren. Besteht Klarheit in 
der Familie, wie die Zukunft aussieht, 
sollte dies auch im Unternehmen und 
bei wichtigen Geschäftspartnern, ins-
besondere Banken, kommuniziert 
werden. In bankeninternen Ratings 
spielt die Sicherung der Nachfolge bei 
Familienunternehmen eine gewich-
tige Rolle.

V. Schutz vor Fehlein-
schätzungen bei der 
Na chfolgeplanung 

Es gibt geradezu typische Fehl-
einschätzungen, die in der mensch-
lichen Psyche begründet sind. Die 
Fachwelt spricht hier von „Psycholo-
gical Biases“ oder „Cognitive Biases“, 
wie sie der israelisch-amerikanische 
Psychologe und Wirtschaftsnobel-
preisträger Daniel Kahnemann in sei-
nem Buch „Schnelles Denken, lang-
sames Denken“ (Thinking, Fast and 

Slow) anschaulich und unterhaltsam 
beschrieben hat. Vermeiden lassen 
sie sich nicht. Man kann sich aber 
klarmachen, dass es sie gibt, und ent-
sprechend auf der Hut sein. 

Bei Unternehmern ist etwa die Ein-
schätzung zu beobachten, dass sie 

sich selbst für unentbehrlich halten 
(„Unersetzlichkeitssyndrom“). Dies 
ist natürlich verständlich, da schließ-
lich der Erfolg der vergangenen Jahr-
zehnte eng mit der Person des Unter-
nehmers verknüpft war und damit 
die Prognose naheliegt, dass es auch 
in Zukunft nicht ohne einen weiter-
gehen kann. Menschlich nachvoll-
ziehbar ist auch die instinktive Nei-
gung, alles zu tun, damit das so 
bleibt, und den Nachfolgern über das 
eigene Ableben hinaus detaillierte 
und möglichst bindende Vorgaben 
zur Führung des Unternehmens 
 machen zu wollen. Im Sinne einer 
 guten und klugen Nachfolgeregelung 
dürfte die Krönung des Lebenswerks 
aber vielmehr darin bestehen, ein Un-
ter nehmen aufgebaut zu haben, das 
so erwachsen geworden ist, dass es 
ohne einen auskommt. Eine weitere 
Fehleinschätzung liegt in der Beurtei-
lung der eigenen Kinder: Entweder 
man sieht sie zu positiv oder unter-
schätzt ihre Fähigkeiten. Auch das ist 
natürlich menschlich.

Um diese Fehleinschätzungen in den 
Griff zu bekommen, kann es sich 
empfehlen, frühzeitig auf die Hilfe 
Dritter zurückzugreifen. Dies kann 
verschiedene Formen annehmen. Ein 
mit dem Unternehmen und der Fa-
milie vertrauter Beirat, der u.a. über 
die Besetzung der Geschäftsführung 
entscheidet und dem Unternehmer 
damit auch eine gewisse Last ab-
nehmen kann, ist hier nur eine Mög-
lichkeit.

VI. Ausgleich von Effizienz 
und Gerechtigkeit bei 
der Nachfolgeplanung

Das Streben nach „praktischer Kon-
kordanz“ bezeichnet einen Grund-
pfeiler des deutschen Verfassungs-
rechts. Demnach darf der Konflikt 
zwischen zwei Grundrechten nicht 
einseitig zugunsten eines Grund-
rechts aufgelöst werden – stattdes-
sen muss anhand der Umstände des 
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Einzelfalls ein praktikabler, angemes-
sener Ausgleich erzielt werden. In an-
derem Zusammenhang nennt man 
das auch Verhältnismäßigkeitsprin-
zip.3  Man denke nur an die Bestim-
mung des angemessenen Verhält-
nisses von Freiheit und Sicherheit bei 
sicherheitspolitischen Fragen oder 
an die Suche nach dem richtigen Maß 
von Freiheit und Gleichheit bei so zial- 
und wirtschaftspolitischen Fragen. 
Wo im Einzelfall das richtige Ver-
hältnis liegt, lässt sich nicht objektiv 
wissenschaftlich beantworten. Über 
das Meiste lässt sich trefflich streiten. 
Am Ende bedarf es der Entscheidung 
hierzu legitimierter Personen in ei-
nem fairen Verfahren.

Solche Konflikte stellen sich auch bei 
der Nachfolgeplanung, wenn es da-
rum geht, wie die Gesellschafts-
anteile auf die Kinder übertragen 
werden sollen. Die denkbaren Ent-
scheidungsalternativen sind oben 
dargestellt. Im Sinne von „Unter-
nehmen geht vor Familie“ mag die 
auf den ersten Blick effizienteste Lö-
sung das „Kronprinzenmodell“ sein, 
bei dem – wie in Adelshäusern auch 
heute noch weithin üblich – alle Ge-
schäftsanteile auf einen Nachfolger 
übergehen. Da es nur einen Allein-
inhaber gibt, sind Konflikte im Gesell-
schafterkreis von vornherein aus-
geschlossen. Die Handlungsfähigkeit 
des Unternehmens ist gesichert und 
Fragen des Minderheitenschutzes 
stellen sich nicht. Schon an der Effi-
zienz dieses Modells sind jedoch 
Zweifel angebracht. So kann sich 
 etwa die Wahl des Kronprinzen im 
Nachhinein als wenig glücklich er-
weisen, sei es weil er doch nicht so 
erfolgreich agiert wie erhofft oder 
weil er selbst – im Gegensatz zu sei-
nen Geschwistern – keine oder keine 
geeigneten Nachfolger hat. Und 
schließlich müssen die  weichenden 
Erben abgefunden werden. Dies 
kann gerade dann ein Problem sein, 

3 Merten/Papier (2006), § 29 Rn. 17, § 42 Rn. 28, 
§ 44 Rn. 34.

wenn das Familienvermögen weithin 
im Unternehmen steckt. 

Vor allem aber stellt sich bei einem 
solchen Modell die Frage, ob die 
unter schiedliche Behandlung der Kin-
der gerecht ist und von allen Fami-
lienmitgliedern innerlich als gerecht 
akzeptiert wird. Wird sie nicht als 
 gerecht akzeptiert, droht der Familie 
und damit dem Unternehmen über 
kurz oder lang Streit. Ein solcher Streit 
kann dann oft aus nichtigem Anlass 
offen ausbrechen und in endlose 
Gerichts schlachten münden. Es wer-
den viele Argumente vorgetragen, 
während es unterschwellig doch nur 
um die erlittene Ungerechtigkeit 
geht. Damit schließt sich der Kreis 
zu „Unternehmen geht vor Familie“: 
Werden bei der Nachfolgeplanung 
die Interessen des Unternehmens zu 
einseitig zulasten der Familie und des 
Friedens in der Familie gewichtet, 
schlägt das über kurz oder lang auf 
das Unternehmen zurück. Es geht 
 also darum, einen angemessenen 
Ausgleich zu finden, ohne hierbei 
emotionale Befindlichkeiten in der 
Fami lie zu ignorieren.

Hier nur einige wenige kurze Bei-
spiele, wie ein Ausgleich erzielt 
 werden kann: Wenn es aufgrund der 
Anteilsverteilung unter mehreren Kin-
dern zu einer Pattsituation kommen 
kann, muss es einen Mechanismus 
geben, der diese unter den Gesell-
schaftern auflösen kann – zumin-
dest in den Fragen, die für die Hand-
lungsfähigkeit des Unternehmens 
entscheidend sind. Dies kann etwa 
über einen mit externen Dritten 
(mehrheitlich) besetzten Beirat ge-
schehen. Denkbar wäre auch, dass 
der Gesellschaftsvertrag dem jeweils 
Geschäftsführenden Gesellschafter 
ein Mehrstimmrecht einräumt, mit 
dem er gewisse Fragen auch alleine 
entscheiden kann. Wenn alle Kinder 
zu gleichen Teilen beteiligt werden 
sollen, können etwa die aktiv im 
Unter nehmen tätigen Kinder einen 
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Keywords 
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Gesellschafter

Gewinnvorab oder marktgerecht ver-
gütete Anstellungsverträge erhalten.

VII. Steueroptimierte,  
nicht steuergetriebene 
Nachfolgeplanung

Bei der Nachfolgeplanung sollte im-
mer mit der Frage begonnen werden, 
welche Lösung die Familie für sinnvoll 
hält, bevor sich die Experten dem 
Thema widmen, wie diese Lösung 
steueroptimiert umgesetzt werden 
kann. Dabei kann sich natürlich erge-
ben, dass eine gewünschte Lösung zu 
hohen Steuern führt. Ob aber diese 
Steuern als zu hoher oder als noch 
tragbarer Preis für die gewünschte 
Lösung angesehen werden, muss und 
kann nur die Familie entscheiden. Pri-
mär steuergetriebene Lösungen, die 
ohne Steuervorteil niemand in der Fa-
milie wollte, sollte man vermeiden. 
Hierfür ändern sich die Steuergeset-
ze auch viel zu schnell, in Deutsch-
land ebenso wie im Ausland. 


